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Zur Sitzung am Gremium 

29.09.2014 Hauptausschuss   Empfehlung / Anhörung 
30.09.2014 Rat der Stadt Wuppertal  Entscheidung 
 
 
 

Sachanträge zur geplanten Änderung der bestehenden Gesetzeslage zur Zuteilung von 

Mandaten in kommunalen Vertretungen Nordrhein-Westfalens 
 

 
Demokratie stärken, Vielfalt erhalten!  
 
1. Der Rat spricht sich ausdrücklich gegen die Änderung der bestehenden Gesetzeslage zur Zuteilung 
von Mandaten in kommunalen Vertretungen Nordrhein-Westfalens aus.  
2. Der Rat stellt fest, dass die Verwaltung seit der Ratswahl von 1999 zu keinem Zeitpunkt 
handlungsunfähig gewesen ist, womit den Befürwortern kommunaler Sperrklauseln das zentrale 
Argument fehlt.  
3. Ferner erkennt der Rat die Wichtigkeit vieler Parteien und Wählergemeinschaften in seinen Reihen 
an, da auf diese Weise Absprachen hinter verschlossenen Türen faktisch unmöglich sind.  
Begründung des Antrags  
Was die Fraktionen von CDU und SPD mit ihrem Ursprungsantrag zu erreichen versuchen, entspringt 
einem Gefühl, von der Arroganz der Macht ausgiebig Gebrauch machen zu müssen. Wuppertal und 
ganz NRW dürfen kommunalpolitisch nicht zur Beute der Altparteien werden! Prozenthürden können 
bei Wahlen auf kommunaler Ebene nicht mehr juristisch nachvollziehbar verteidigt werden wegen 
fehlender Regierungsbildung, Prinzip der Kollegialität und Möglichkeit wechselnder Mehrheiten. 
"Späte Weimarer Verhältnisse" sind ein Schreckgespenst, das seit dem Fall der Prozenthürde 1999 
nirgendwo im Land vorgekommen ist. Allein für ihr Ansinnen "Wir wollen unter uns bleiben!" 
müssten die Altparteien vom Wähler hart abgestraft werden. Es gibt kein besseres Mittel gegen Filz 
und geheime Absprachen, die vollendete Tatsachen schaffen, als die Vertreter möglichst vieler 
Parteien und Wählergruppen in den kommunalen Vertretungen.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Claudia Gehrhardt  Gerd Wöll   Thomas Kik  
(Stadtverordnete)  (Stadtverordneter) (Stadtverordneter)  
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